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I. Allgemeine Bestimmungen 
 
 

§ 1 

Firma, Sitz und Geschäftsjahr  

 
(1)  Die Gesellschaft führt die Firma Deutsche Post Pensionsfonds AG. 
 
(2)  Sie hat ihren Sitz in Bonn. 
 
(3) Geschäftsgebiet ist Deutschland. 
 
(4)  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb von Pensionsfondsgeschäften im 

Sinne des Versicherungsaufsichtsgesetzes sowie der Betrieb und die Vermittlung 
von Geschäften, die damit in unmittelbarem Zusammenhang stehen, im 
Geschäftsgebiet.  

 
(2)  Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte und Maßnahmen vorzunehmen, die 

mit dem Gegenstand des Unternehmens zusammenhängen oder ihm unmittelbar 
oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an Un-
ternehmen zu beteiligen, deren Gegenstand mit dem Zweck der Gesellschaft in 
unmittelbarem Zusammenhang steht.  

 

 
§ 3 

Bekanntmachungen  

 
Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im elektronischen Bundesanzeiger 
veröffentlicht. 
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II. Grundkapital und Aktien 

 
§ 4 

Höhe und Einteilung des Grundkapitals  
 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt Euro 3.000.000 (in Worten: 

dreimillionen Euro) und ist eingeteilt in 3.000.000 Stückaktien (Aktien ohne 
Nennbetrag).  

 
(2) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Namen. Die Aktionäre haben der 

Gesellschaft zur Eintragung in das Aktienbuch die gesetzlich vorgeschriebenen 
Angaben zu machen.  

 
(3) Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung 

darüber, ob die neuen Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen lauten sollen, 
so lauten sie auf den Namen.  

 
(4) Die Form der Aktienurkunden und der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine 

bestimmt der Vorstand. Der Anspruch auf Einzel- und Mehrfachverbriefung der 
Aktien ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine 
Verbriefung nach den Regeln einer Börse vorgeschrieben ist, an der die Aktie 
zugelassen ist. Die Gesellschaft ist berechtigt, gegen Kostenerstattung 
Aktienurkunden auszustellen, die einzelne Aktien oder mehrere Aktien 
(Sammelurkunde) verkörpern.  

 
(5) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend 

von § 60 des Aktiengesetzes bestimmt werden. 
 
(6) Zur Übertragung der Aktien ist die Zustimmung der Gesellschaft erforderlich, die 

ohne Angabe von Gründen verweigert werden kann. 
 
 

III. Vorstand 
 
 

§ 5 

Zusammensetzung und Geschäftsordnung 
 
(1)  Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im übrigen bestimmt der 

Aufsichtsrat die Zahl der Mitglieder des Vorstands. 
 
(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen 

stellvertretenden  Vorsitzenden des Vorstands ernennen. Es können 
stellvertretende Vorstandsmitglieder bestellt werden. 

 
(3) Der Vorstand gibt sich durch einstimmigen Beschluss aller Vorstandsmitglieder 

eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats bedarf. 
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§ 6 

Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft  wird gesetzlich vertreten durch zwei Mitglieder des Vorstands oder 
durch ein Mitglied des Vorstands in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. Stellvertre-
tende Vorstandsmitglieder stehen hinsichtlich der Vertretungsmacht ordentlichen Vor-
standsmitgliedern gleich. 

 

§ 7 

Geschäftsführung 

Der Vorstand führt die Geschäfte unter Beachtung der Geschäftsordnung und des vom 
Aufsichtsrat gebilligten Geschäftsverteilungsplans. 

 
§ 8 

Zustimmungspflichtige Geschäfte 

 

(1) Die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats bestimmt, welche Geschäfte der 
Vorstand nur mit vorheriger Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen darf. 

 
(2) Der Aufsichtsrat kann jederzeit weitere Geschäfte von seiner Zustimmung 

abhängig machen. Er kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten 
Kreis von Geschäften allgemein oder für den Fall, dass das einzelne Geschäft 
bestimmten Bestimmungen genügt, im voraus erteilen.  

 
 

IV. Aufsichtsrat 
 
 

§ 9 

Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern, die von der Hauptversammlung 
gewählt werden.  

 
(2) Die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt vorbehaltlich § 30 Abs. 3 AktG 

für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht 
mitgerechnet. Die Hauptversammlung kann bei der Wahl eine kürzere Amtszeit 
bestimmen. Die Bestellung eines Nachfolgers eines vor Ablauf seiner Amtszeit 
ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt, soweit die Hauptversammlung die Amtszeit 
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des Nachfolgers nicht abweichend bestimmt, für den Rest der Amtszeit des 
ausgeschiedenen Mitglieds. 

 
(3) Mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied 

bestellt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das 
Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein 
Nachfolger bestellt ist. Das Amt eines in den Aufsichtsrat nachgerückten 
Ersatzmitglieds erlischt, sobald ein Nachfolger für das ausgeschiedene 
Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spätestens mit Ablauf der Amtszeit des 
ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. 

 
(4) Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch 

eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende 
schriftliche Erklärung ohne Einhaltung einer Frist und ohne Angabe von Gründen 
niederlegen.   

 
 

§ 10 

Vorsitzender und Stellvertreter 

 
Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter für 
die in § 9 Abs. 2 dieser Satzung bestimmte Amtszeit. Die Wahl erfolgt im Anschluss an 
die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder bestellt worden sind, in einer 
ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende oder 
sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat 
eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen. 
 

 
§ 11 

Geschäftsordnung 

Im Rahmen der zwingenden gesetzlichen Vorschriften und der Bestimmungen dieser 
Satzung gibt sich der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung. 

 

 
§ 12 

Einberufung 

(1) Aufsichtsratssitzungen werden vom Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinde-
rung von seinem Stellvertreter, unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen in 
Textform einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absen-
dung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden 
Fällen kann der Einberufende die Frist abkürzen und auch mündlich oder fern-
mündlich einberufen. 

 
(2) Mit der Einladung sind Ort und Zeit der Sitzung sowie die einzelnen Punkte der 

Tagesordnung anzugeben. 
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(3) Der Vorsitzende kann eine einberufene Sitzung aus wichtigem Grund aufheben 

oder verlegen. Er ist berechtigt, eine begonnene Sitzung kurzfristig zu 
unterbrechen. Über längerfristige Unterbrechungen entscheidet der Vorsitzende 
vorbehaltlich einer abweichenden Mehrheitsentscheidung des Aufsichtsrats. 

 
 

§ 13 

Beschlussfassung 
 
(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Der Vor-

sitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung 
verhandelt werden, sowie die Art und die Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann 
zulassen, dass Mitglieder des Aufsichtsrats an einer Sitzung und Beschlussfas-
sung im Wege der Telefon- oder Videokonferenz teilnehmen oder ihre Stimme in-
nerhalb einer von ihm bestimmten angemessenen Frist nachträglich abgeben. Zu 
Gegenständen der Tagesordnung, die nicht rechtzeitig mitgeteilt worden sind, 
kann nur Beschluss gefasst werden, wenn kein Mitglied dem Verfahren wider-
spricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem solchen Fall innerhalb einer vom 
Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, der Be-
schlussfassung zu widersprechen oder nachträglich ihre Stimme abzugeben; der 
Beschluss wird erst wirksam, wenn kein abwesendes Mitglied innerhalb der Frist 
widersprochen hat. 

 
(2) Außerhalb von Sitzungen sind Beschlussfassungen durch Stimmabgaben in Text-

form, im Wege fernmündlicher Abstimmung oder mit Hilfe sonstiger Mittel der Te-
lekommunikation zulässig, wenn der Aufsichtsratsvorsitzende dies für den Einzel-
fall bestimmt. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt 
und allen Mitgliedern zugeleitet. 

 
(3) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, 

aus denen er insgesamt zu bestehen hat, mindestens jedoch drei Mitglieder, 
durch Stimmabgabe in der nach Gesetz oder dieser Satzung zugelassenen Form 
an der Beschlussfassung teilnehmen. Ein Mitglied des Aufsichtsrats nimmt auch 
dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich bei der Abstimmung der Stimme 
enthält. 

 
(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

soweit nicht gesetzlich eine andere Mehrheit zwingend vorgeschrieben ist. Ergibt 
eine Abstimmung Stimmengleichheit, so hat der Vorsitzende zwei Stimmen. Auch 
die zweite Stimme kann gemäß Absatz 3 schriftlich abgegeben werden.  

 
(5) Der Vorsitzende und - bei Verhinderung des Vorsitzenden - der Stellvertreter sind 

ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des 
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse erforderlichen Willenserklärungen 
abzugeben sowie Erklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. 

 
(6) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur die Fassung betref-

fen, zu beschließen. Er ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, 
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welche die Aufsichtsbehörde vor Genehmigung eines Änderungsbeschlusses ver-
langt.  

 
 

§ 14 

Ausschüsse 
 
(1) Der Aufsichtsrat kann Ausschüsse bestellen. Den Ausschüssen können, soweit 

gesetzlich zulässig, Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats überwiesen 
werden. 

 
(2) Für das Verfahren der Ausschüsse gelten die Regelungen in den §§ 12 und 13 

entsprechend. Der Ausschuss kann aus seiner Mitte einen Vorsitzenden wählen, 
wenn nicht der Aufsichtsrat einen Vorsitzenden bestimmt. 

 
 

§ 15 

Schweigepflicht 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben - auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt - 
über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt wer-
den, Stillschweigen zu bewahren. Die Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur 
Verschwiegenheit über erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen 
verpflichtet. 

 

§ 16 

Vergütung 
 
Den Mitgliedern des Aufsichtsrats werden die durch die Ausübung ihres Amtes 
entstehenden Auslagen – einschließlich einer etwaigen auf den Auslagenersatz 
entfallenden Umsatzsteuer – erstattet. Eine darüber hinausgehende Vergütung wird 
nicht gezahlt.   
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V. Hauptversammlung 
 
 

§ 17 

Ort und Einberufung 
 
(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder an einem anderen 

Ort in Deutschland statt.  
 
(2) Die Hauptversammlung ist mindestens dreißig Tage vor dem Tag der 

Versammlung einzuberufen. Der Tag der Versammlung und der Tag der 
Einberufung sind nicht mitzurechnen.  

 
 

§ 18 
 

Teilnahmerecht und Stimmrecht 
 
Zur Teilnahme an einer Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der 
Hauptversammlung sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die am Tage der 
Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind. 
 
 

§ 19 

Vorsitz in der Hauptversammlung 
 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats o-

der ein vom ihm bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied. Für den Fall, dass 
weder der Vorsitzende des Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Aufsichtsrats den Vorsitz übernimmt, wird der Vorsitzende durch die Haupt-
versammlung gewählt. 

 
(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die 

Gegenstände der Tagesordnung verhandelt werden, sowie die Art und Reihenfol-
ge der Abstimmungen.  

 

§ 20 

Beschlussfassung 
 
(1) Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 
 
(2) Die Beschlüsse werden, soweit nicht zwingend gesetzliche Vorschriften entge-

genstehen, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit das 
Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit einfa-
cher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst. 
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VI. Zuweisung zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung, Jahresabschluss, 
Gewinnverwendung und Vermögensanlage, Gründungskosten 

 
 

§ 21 

Zuweisung zur Rückstellung für Beitragsrückerstattung, Jahresabschluss und 
Lagebericht, Gewinnverwendung 

 
(1) Der Jahresabschluss ist in der Weise aufzustellen, dass der nach 

Berücksichtigung der Abschreibungen und Wertberichtigungen, der Rücklagen 
und der Rückstellungen verbleibende Überschuss der Aktiva über die Passiva vor 
Feststellung des Bilanzgewinns mit Zustimmung des Aufsichtsrats in voller Höhe 
der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zugewiesen wird, soweit er nicht zur 
Ausschüttung als Aktionärsdividende oder zur sonstigen gesetzmäßigen 
Verfügung vorgesehen ist. Der Beschluss über die Höhe der hierfür bestimmten 
Beträge ist vor Ende des Geschäftsjahres zu fassen. 

 
(2) Die der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zugewiesenen Beträge dürfen nur 

zugunsten der Arbeitgeber, der Versorgungsanwärter und der Versorgungs-
empfänger verwendet werden. Die Gesellschaft ist jedoch berechtigt, mit 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde in Ausnahmefällen die Rückstellung für 
Beitragsrückerstattung, soweit sie nicht auf bereits festgelegte Überschussanteile 
entfällt, im Interesse der Versorgungsanwärter und der Versorgungsempfänger 
zur Abwendung eines Notstandes heranzuziehen.  

 
(3) Im Übrigen gelten für den Jahresabschluss, den Lagebericht, die 

Gewinnverwendung sowie die Prüfung und Bekanntmachung des 
Rechnungsabschlusses die gesetzlichen Vorschriften und die von der 
Aufsichtsbehörde aufgestellten Grundsätze. 

  
 

§ 22 

Vermögensanlage 
 

Die Vermögensanlage erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften und den von der Auf-
sichtsbehörde aufgestellten Grundsätzen   
 

 

§ 23  

 
Gründungskosten 

 

Die Kosten der Gesellschaftsgründung (Beurkundungskosten, Gerichts- und Veröffent-
lichungskosten, Kosten der Handelsregisteranmeldung einschließlich etwaiger erforder-
licher Genehmigungserklärungen sowie Kosten der Gründungsprüfung) trägt die Ge-
sellschaft bis zu einer Höhe von Euro 10.000. Etwa darüber hinausgehende Grün-
dungskosten trägt die Gründerin. 


